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Sitzungsvorlage 
 
Vorlage Nr.: 954/19 
 
 

Federführung: Bauamt Datum: 11.12.2019 
Verfasser: Klomfaß, Martin AZ: 621.41 / Kl 

 
 

Beratungsfolge Termin Status Zuständigkeit 

Gemeinderat 19.12.2019 Ö Entscheidung 
 

 
 
 
 
 

Tagesordnungspunkt: 
Bebauungsplan "Altes Stockfeld - Aushubzwischenlager", Gem. Herbolzheim 
- Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplans "Altes Stockfeld - 
Aushubzwischenlager" im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplans und der örtlichen 

Bauvorschriften „Altes Stockfeld - Aushubzwischenlager“ im beschleunigten 

Verfahren nach § 13a BauGB für den oben dargestellten Geltungsbereich 

 
 
Sachverhalt: 
 

Planungsinhalt 

Innerhalb der bestehenden Gewerbelagen der Stadt Herbolzheim hat sich nordwestlich des 

Hauptbahnhofs ein Aushubzwischenlagerstandort entwickelt. Dort werden neben 

Bodenaushub auch Abbruchmaterialien gelagert. Für die Weiterverarbeitung der 

Abbruchmaterialien ist bis zu fünf Mal im Jahr der Einsatz einer Brecheranlage erforderlich.  

Die Nutzung ist im aktuellen Bebauungsplan „Altes Stockfeld“ nicht zulässig, da der Bereich 

dort als Mischgebiet festgesetzt ist. Die Stadt möchte, dass die Nutzung am Standort 

langfristig erhalten bleibt, weshalb eine neue planungsrechtliche Betrachtung erforderlich ist. 

Aufgrund der Festsetzung eines neuen Baugebiets (geplant: Sondergebiet mit der 

Zweckbestimmung „Aushubzwischenlager“) soll statt einer Änderung die Aufstellung eines 

neuen Bebauungsplans für diesen Teilbereich vorgenommen werden. Die im Jahr 2017 

bereits angestoßene Änderung des Bebauungsplans wird entsprechend eingestellt.  

Die folgende Abbildung verdeutlicht den geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplans:  
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Verfahren 
Der Bebauungsplan kann voraussichtlich im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung) aufgestellt werden. Gemäß § 13a (1) BauGB kann 
ein Bebauungsplan für die Widernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder 
andere Maßnahmen der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 
Dies ist vorliegend der Fall. Für das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB gelten die 
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB entsprechend. Es handelt sich 
somit um ein einstufiges Verfahren. Dieses besteht aus einer Offenlage mit einer Bürger- 
und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB. Auf eine Umweltprüfung, die 
Erarbeitung eines Umweltberichts und auf eine Zusammenfassende Erklärung kann zudem 
verzichtet werden. Darüber hinaus findet die Eingriffsregelung (§ 1a BauGB i.V.m. § 21 
BNatSchG) keine Anwendung. Artenrechtliche Aspekte müssen gegebenenfalls dennoch 
geprüft werden. Im Rahmen des Bebauungsplans müssen zudem Gutachten zu den Lärm- 
und der Staubimmissionen erstellt werden.  
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet eine Mischbaufläche dar. 
Im Bebauungsplan ist die Festsetzung eines Sondergebiets vorgesehen, sodass dieser nicht 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden kann. Ein Bebauungsplan der im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt wird, kann von den Darstellungen des 
Flächennutzungsplans abweichen, sofern die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht 
beeinträchtigt wird. Der Flächennutzungsplan ist dann lediglich im Wege der Berichtigung 
anzupassen. 
 
 
Haushaltsmittel: 
 
Die Mittel sind im Haushalt 2020 im THH 3 –Produktbereich 51-, Produkt 51.10.05 
dargestellt. 
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Thomas Gedemer 
Bürgermeister  
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